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Private Banken

Neue Gesichter, neue Lage

Nicht nur die Bundespolitik sortiert sich dieser Tage 
auf Regierungsebene neu, sondern auch in der Füh-
rungsspitze der drei großen deutschen Bankenver-
bände gab und gibt es einige personelle Verände-
rungen. So steht beim Bundesverband der Volks-
banken und Raiffeisenbanken (BVR) mit dem neuen 
Jahr der Amtsantritt der designierten Präsiden-
tin Marija Kolak an. Und der Deutsche Sparkassen- 
und Giroverband (DSGV) wird seit einigen Tagen bis 
zur regulären Wahl eines neuen Präsidenten über-
gangsweise von dem bisherigen DSGV-Vize und 
langjährigen niedersächsischen Regionalpräsiden-
ten Thomas Mang geführt (siehe auch Leitartikel in 
diesem Heft). Hans-Walter Peters, der seit gut ein-
einhalb Jahren amtierende Präsident des Bundes-
verbandes deutscher Banken (BdB), ist damit sehr 
schnell zum Dienstältesten unter den Präsidenten 
der drei größten deutschen Bankenverbände aufge-
rückt. Wenn diese 2018 nach dem turnusmäßigen 
Wechsel der Federführung der Deutschen Kredit-
wirtschaft (DK) zum DSGV zusammen mit dem 
Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands 
(VÖB) sowie dem Verband deutscher Pfandbrief-
banken Deutschlands (VdP) die Interessen der hiesi-
gen Branche gegenüber der Politik vertreten, wird 
es auf beiden Seiten einige neue Gesichter geben.

Eine Orientierungslosigkeit an den Verbandsspitzen 
und damit der DK ist gleichwohl nicht zu befürch-
ten, denn unter den Präsidenten, Vorständen und 
Hauptgeschäftsführern der fünf Bankenverbände 
sind noch so viele, teils langjährige Kräfte an Bord, 
dass die sachliche Arbeit nicht leiden und die ge-
bührende Positionierung der Branche in Berlin und 
Brüssel gelingen sollte. Als große Frage stellt sich 
nur, wie deutlich und bestimmt eine auf absehbare 
Zeit lediglich geschäftsführende Bundesregierung 
die im diesem Jahr noch anstehenden europäi-
schen Regelungen und Weichenstellungen für die 
Finanzwirtschaft vorantreiben oder auch blockie-
ren will und kann. Der allgemein gepflegten politi-
schen Kultur im Nachkriegsdeutschland nach hält 
sich die Politik in Zeiten der Regierungsbildung zu-
rück, für Regierungen ohne Mehrheit dürfte das 
ähnlich gelten, auch wenn das hierzulande bislang 
noch nicht erprobt ist. 

Bankenaufsicht

Brüsseler Spitze?

Paris hat den Zuschlag als künftiger Sitz der euro-
päischen Bankenaufsichtsbehörde EBA bekom-
men. Die französische Hauptstadt setzte sich da-
mit gegen Frankfurt und per Los letztlich gegen 
Dublin durch, wobei es die Mainmetropole nicht 
einmal in die Entscheidungsrunde schaffte, son-
dern schon vor der entscheidenden Stichwahl 
ausschied. Die Entscheidung lässt Raum für Spe-
kulationen. Denn die offizielle Begründung, 
Frankfurt sei in das Hintertreffen geraten, weil es 
der Behörde keine mietfreien Büros zur Verfü-
gung stellen wolle, kann nur vorgeschoben sein. 
Daran lässt man keine grundsätzliche Entschei-
dung platzen, so etwas regelt man still im Hinter-
zimmer. 

Vielmehr dürfte eine Rolle gespielt haben, dass 
die deutsche Dominanz in diesem Europa einigen 
Mitgliedern schon lange nicht behagt. An einem 
weiteren Machtzuwachs der Bundesrepublik war 
niemandem gelegen, schon gar nicht vor dem 
Hintergrund des Brexits, durch den UK als wichti-
ges Mitgliedsland die Europäische Union verlassen 
wird. Da sollte eher die französische Position ge-
stärkt werden, mag sich der ein oder andere ge-
dacht haben. 

Es ist auch keineswegs abwegig, dass die derzeiti-
gen politischen Entwicklungen in Deutschland die 
Entscheidung gegen Frankfurt begünstigt haben. 
Trotz des Bemühens der Kanzlerin nehmen euro-
pafeindliche Tendenzen auch in der Bundesrepu-
blik zu, was nicht zuletzt durch des Wahlergebnis 
der AfD und das Scheitern der Jamaika-Verhand-
lungen unterstrichen wird. Ein mächtiges, poli-
tisch instabiles und noch dazu nicht hundertpro-
zentig europäisches Deutschland war manchen 
auch aufgrund der deutschen Geschichte suspekt. 
Man kann die Entscheidung pro Paris daher 
durchaus auch als Brüsseler Spitze verstanden 
wissen. Ob es bei einem leichten Piksen bleibt 
oder zu einem stärkeren Bohren wird, liegt einzig 
und allein an den politischen Verantwortlichen, 
die sich in europäischen Fragen klarer positionie-
ren und den kritischen Diskurs leben müssen. 

Für den Standort Frankfurt und die deutsche Kre-
ditwirtschaft ist die Entscheidung kein Beinbruch. 
Frankfurt, mit dem Sitz von EZB und Bundesbank, 
wird seine führende Rolle als Finanzzentrum in 
Europa behalten und im Zuge des Brexits sogar 
noch ausbauen. Für die gute Kommunikation mit 
den Aufsichtsbehörden ist in Zeiten modernster 
Kommunikationsmittel die räumliche Nähe nicht 
mehr entscheidend. Und die Entscheidung hat ja 

auch ihre guten Seiten: So bietet sich für all die 
Verantwortlichen aus Banken und Sparkassen so-
gar ab und an mal die Möglichkeit eines Ausflugs 
nach Paris. Der Charme und der Esprit der franzö-
sischen Hauptstadt fehlen der Mainmetropole 
 leider. 
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Commerzbank

Volumina als Ertragshoffnung

Dass die beiden verbliebenen deutschen Großban-
ken für US-Investoren nicht völlig uninteressant 
sind, hat kürzlich der Einstieg von Cerberus bei der 
Deutschen Bank gezeigt. Zusammen mit dem En-
gagement bei der Commerzbank im Sommer die-
ses Jahres (ZfgK 16-2017) bietet die kürzlich 
erfolgte Stimmrechtmitteilung des Investors für 
die Deutsche weiteren Stoff für allerlei Spekulatio-
nen, auf welche Art von Wertsteigerung sich diese 
Aktivitäten im deutschen Großbankenlager wohl 
richten mögen. An den Marktbedingungen gene-
rell hat sich seither wenig geändert. Ebenso wie die 
Commerzbank sucht auch die Deutsche nach der 
richtigen Dimensionierung ihrer Digitalisierungs-
strategie und mehr noch als die Gelben hält sie an 
ihrem globalen Anspruch fest.

Im direkten Fokus steht die Vorbereitung auf einen 
einheitlichen europäischen Bankenmarkt in beiden 
Instituten nicht. Sie orientierten sich vielmehr von 
Quartal zu Quartal an der Umsetzung ihrer strate-
gischen Ziele, wobei die Commerzbank dank des 
weitaus geringeren Störfeuers aus Rückstellungen 
für Rechtsrisiken vergleichsweise ruhig an ihren 
strategischen Zielsetzungen arbeiten konnte und 
allem Eindruck nach einen Vorsprung von einigen 
Quartalen hat. Allein seit dem klaren Bekenntnis 
zur digitalen Transformation hatte die Bank schon 
seit September vergangenen Jahres Zeit zur Um-
setzung und kann mit der Berichterstattung zu Q3 
2017 auch schon einige Entwicklungslinien der an-
gestrebten Ausrichtung dokumentieren. Den Digi-
talisierungsgrad beziffert die Bank nach Ablauf ei-
nes Viertels der auf 2020 ausgerichteten Strategie 
4.0 per Ende September dieses Jahres auf 43 Pro-
zent und verweist dabei auf dem Weg zu dem an-
gestrebten Ziel von 80 Prozent auf einen keines-
wegs linearen Verlauf dieser Entwicklung. Dem 
 sogenannten digitalen Campus als erhofftem Im-
pulsgeber für die Digitalisierung wird inzwischen 
eine Arbeit mit voller Kraft bescheinigt.

Erklärtes Ziel einer forcierten Technisierung der 
Prozesse ist eine effiziente Ausweitung der Volu-
mina. Wachstum als Basis für mehr Profitabilität 
oder Wachstum als Maßnahme gegen niedrige Zin-
sen waren dementsprechend Kernsätze, mit denen 
Finanzvorstand Stephan Engels bei der Präsentati-
on der Quartalszahlen den Stand der strategischen 
Ausrichtung skizzierte. Seiner Datenlage nach ist 
die Zahl der Commerzbankkunden seit 2015 um 
rund 4 Prozent, der Wertpapierumsatz um 10 Pro-
zent und die Kreditvergabe um 7 Prozent gestie-
gen. Allein seit Jahresbeginn veranschlagt die Bank 
die Zahl ihrer Neukunden im Segment Privat- und 

Als der BdB Mitte November anlässlich der Herbst-
pressekonferenz zum ersten Mal das öffentliche 
Zusammenspiel mit seiner neuen Führungsspitze 
um Präsident Peters – also ohne Michael Kemmer 
und mit den beiden designierten Hauptgeschäfts-
führern – vor der Presse praktiziert hat, war die 
derzeitige politische Konstellation in Berlin noch 
nicht absehbar. Der künftig für die Ressorts Ban-
kenaufsicht, Bilanzierung, Unternehmensfinanzie-
rung, Wirtschaftspolitik und Kapitalmärke, Vertre-
tung in den internationalen Gremien sowie Einla-
gensicherung zuständige Christian Ossig hat sich 
zwar lobend über die grundsätzliche Einigkeit in 
der deutschen Kreditwirtschaft bezüglich des vom 
EU-Rat vorangetriebenen Plans zur Stärkung des 
Proportionalitätsgedankens geäußert. Und auch die 
jüngsten Vorschläge des EU-Parlamentsberichter-
statters Peter Simon finden erst einmal eine positi-
ve Grundresonanz im BdB wie in allen Bankengrup-
pen. Aber wenn es auf politischer Ebene zur kon-
kreten Festlegung der Kriterien kommt, wäre eine 
gefestigte Rückendeckung aus der Politik doch 
überaus hilfreich. Andreas Krautscheid, der künftig 
beim BdB nicht zuletzt die Kontakte mit der Politik 
verantwortet, hat den hiesigen Abgeordneten 
schon unter der seinerzeit noch ziemlich gefestig-
ten Aussicht auf eine Jamaika-Koalition ein wenig 
den Überblick über die Gesamtwirkungen der Re-
gulierung abgesprochen. 

In der momentanen politischen Konstellation auf 
Bundesebene fehlt den privaten Banken wie der ge-
samten deutschen Kreditwirtschaft in Berlin ein 
verlässlicher Sparringspartner, mit dem die politi-
schen Interessen  abgestimmt und vor allen Dingen 
auf der europäischen Bühne mit der notwendigen 
Härte vertreten werden können. Maßnahmen wie 
einen hauptamtlichen EU-Finanzminister mit genau 
abgegrenzten Aufgaben und Notfallfazilitäten für 
Mitgliedsstaaten mit Finanzierungsproblemen, wie 
sie der BdB im Rahmen einer Weiterentwicklung der 
europäischen Währungsunion zur Diskussion stellt, 
lassen sich ohne die flankierende Rückendeckung 
aus Berlin viel schwieriger verwirklichen.   

Aus der Wirtschaft wie auch der Wissenschaft war 
in ersten Reaktionen zum Scheitern der Jamaika-
Gespräche eine betonte Gelassenheit zum Fort-
gang der Dinge zu hören. Aber ohne klare Regie-
rungsposition in Deutschland ist es einfach schwe-
rer, das derzeit günstige Umfeld für die deutsche 
und europäische Konjunktur für zukunftsweisende 
Entscheidungen zur Weiterentwicklung der euro-
päischen Idee zu nutzen. Aktuelle Diagnose also: 
Die deutsche Politik schwächelt, aber glücklicher-
weise sind in vielen europäischen Verhandlungs-
runden zu den relevanten finanzwirtschaftlichen 
Themen auch die hiesigen Aufseher aus der Bun-
desbank und der BaFin sowie die Deutsche Kredit-
wirtschaft einbezogen. Und die sind arbeitsfähig. 
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Lass es Leasing sein

Die Leasingwirtschaft in Deutschland eilt mit ih-
rem Neugeschäft Jahr für Jahr von einem Höchst-
stand zum nächsten. Allein 2017 wächst das Volu-
men um 6 Prozent auf insgesamt 67 Milliarden 
Euro, davon 57,3 Milliarden Euro im Mobilienlea-
sing (plus 6,5 Prozent). Die gesamtwirtschaftlichen 
Investitionen hingegen werden voraussichtlich um 
3,5 Prozent und die Ausrüstungsinvestitionen um 
2,3 Prozent steigen. Somit wird der Leasinganteil 
an den Ausrüstungsinvestitionen auf 24,1 Prozent 
ausgebaut. In der 55-jährigen Leasinggeschichte in 
Deutschland wurden bisher mittels Leasing noch 
nie mehr Ausrüstungsinvestitionen realisiert wie 
aktuell. Kredit und Leasing liegen in den außenfi-
nanzierten Investitionen nahezu gleichauf.

Dennoch hadert der nationale Branchenverband 
mit den hiesigen Investitionsbedingungen und for-
dert ein „langfristiges Investitionskonzept für 
Deutschland“. Im Schulterschluss mit anderen real-
wirtschaftlichen Verbänden setzt sich der Bundes-
verband Deutscher Leasing-Unternehmen (BDL) 
seit Jahren dafür ein, bestehende Investitions-
hemmnisse abzubauen. Dazu sollen entsprechende 
steuerliche Rahmenbedingungen geschaffen wer-
den und mit ihnen die Anpassung der Abschrei-
bungszeiten an zeitgemäße Wertverläufe oder die 
Möglichkeit einer degressiven Afa, die den anfäng-
lich hohen Werteverzehr eines Investitionsobjekts 
besser abbilde. Dazu gehöre es jedoch auch, die 
Bürokratie und die aus Sicht der Leasinggesell-
schaften ausufernde Regulierung abzubauen.

Von „administrativer Entschlackung“ und „Ent-
kopplung“ spricht der Leasingverband. Schließlich 
brachte die Regulatorik zahlreiche Dokumenta-
tions- und Meldepflichten für die Leasinganbieter 
mit sich, die weder Mehrwert noch praktischen 
Nutzen aufweisen. Die Branche verweist auf ein 
bewährtes Risikomanagement und ihr Risikoprofil, 
das deutlich geringer sei als das der Banken. 
Schließlich seien bestimmte Geschäfte wie Han-
dels- und Einlagengeschäft von vornherein unter-
sagt oder Fristentransformation in nur geringem 
Umfang möglich. 

Die großen Regulierungsvorhaben zielten vor allem 
auf große Banken. Die eher mittelständischen Lea-
singunternehmen fallen quasi ebenso darunter, ob 
sie wollen oder nicht. Daher rührt die Forderung 
der Entkopplung von den Anforderungen an große 
Kreditinstitute. Regulierung solle zu Größe und Ri-
sikogehalt passen. Wenn für kleinere Kreditinstitu-
te künftig eine abschließende Liste von Vorgaben 
definiert werden soll, sehen sich auch die Leasing-
gesellschaften dazugehörig. Dann würden neue 
Regulierungsthemen ausschließlich für große Ban-
ken gelten. Die angestoßene Diskussion darüber ist 
mehr als wünschenswert, schließlich bindet allein 
das Monitoring immer neuer Vorschriften enorme 
Ressourcen bei allen Unternehmen, was den klei-
neren Gesellschaften schwerer fällt.

Wenngleich die Investitionsaussichten für 2018 
deutlich freundlicher stimmen und die Ausrüs-
tungsinvestitionen mit 5,1 Prozent Wachstum, die 
der Sachverständigenrat kürzlich prognostizierte, 
einen regelrechten Boom erleben, sollte die Politik 
Deutschland als Investitionsstandort nicht aus den 
Augen verlieren. Lag die Investitionsquote für Aus-
rüstungsinvestitionen in Deutschland im Jahr 1999 
bei über 8 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, 
dümpelt sie aktuell gerade einmal um die 6,5 Pro-
zent. Die deutsche Wirtschaft muss investieren, um 
international nicht den Anschluss zu verpassen.
 Kati Eggert

Unternehmerkunden auf 450 000 und das Wachs-
tum der Assets auf 28 Milliarden Euro. All diesen 
schönen Wachstumspfaden rechnet er per Sep-
tember zusätzliche Erträge in Höhe von rund 100 
Millionen Euro zu. Die Erträge aus dem Wachstum, 
so sein zufriedenes Fazit, kompensieren nahezu 
vollständig Negativzinsen und Preiswettbewerb. 

Ein typisches Beispiel für das Zusammenspiel von 
Digitalisierungsfortschritten und der Ausweitung 
der Volumina hat der Finanzchef ebenfalls bereit. 
So wurde die Auflösung des Joint Ventures „Com-
merz Finanz GmbH“ mit der BNP Paribas und die 
vollständige Übernahme des Ratenkreditportfolios 
von rund 3,5 Milliarden Euro auf die Bücher und 
die Plattform der Commerzbank im dritten Quartal 
vollständig abgeschlossen. Erklärtes Ziel ist es nun, 
dieses Portfolio bis 2020 auf über 10 Milliarden 
Euro zu steigern.

Dass die strategische Grundausrichtung der Bank 
im laufenden Jahr nicht maßgeblich gestört wur-
de, zeigt weniger die quartalsbezogene Ergebnis-
betrachtung für Q3, die auf der Ertagsseite von ei-
nigen Sondereffekten wie den Concardis-Verkauf 
(89 Millionen Euro), Verkaufsgewinnen aus Immo-
bilien (225 Millionen Euro) und das Ratenkredit-
Joint-Venture (160 Millionen Euro) begünstigt war, 
sondern eher die leicht erhöhte Gewinnprognose 
für das Gesamtjahr und die Luft zu zukunftswirk-
samen Bereinigungseffekten. So wurde der Abbau 
des Schiffsportfolios in den ersten neun Monaten 
dieses Jahres auch über den Preis um 1,5 Milliar-
den Euro vorangetrieben. Mit Inkrafttreten des 
IFRS 9 und der damit verbundenen Neubewertung 
nach Fair Value werden diese Belastungen damit in 
der Kernkapitalquote voll berücksichtigt. 
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